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Ein funk(onierender Staat beginnt mit Sicherheit. 1 

 2 

Eins%mmiger Beschluss von Landtagsfrak%on und Landesvorstand der CDU Saar 3 

Karlsbrunn, 9. August 2026 4 

 5 

Innere Sicherheit ist Kernaufgabe eines funk8onierenden Staates. Es geht dabei um mehr als 6 

Polizeipräsenz und Jus8z. Es geht um das Vertrauen der Menschen in die Handlungsfähigkeit 7 

ihres Staates. Nur wer sich sicher fühlt, kann ohne Angst zur Arbeit gehen, seine Kinder zur 8 

Schule schicken oder sich frei im öffentlichen Raum bewegen. Sicherheit ist deshalb die 9 

Voraussetzung für Freiheit. Unser Ziel ist ein Rechtsstaat, in dem nicht die rechtschaffenen 10 

Bürgerinnen und Bürger Angst haben müssen, sondern diejenigen, die StraYaten begehen. Wir 11 

wollen ein Saarland, in dem die Menschen Stadt- und Dorffeste, Weihnachtsmärkte, 12 

Innenstädte, Bahnhöfe und den öffentlichen Raum selbstverständlich und frei nutzen können. 13 

 14 

Den sich wandelnden Herausforderungen muss die Poli8k sich immer wieder neu stellen. Zu 15 

den aktuellen Arten der Bedrohung zählen etwa der islamis8sche Terrorismus, die 16 

Cyberkriminalität und insbesondere auch der kriminelle und sicherheitsrelevante Missbrauch 17 

von Drohnen. Der Vorfall am Flughafen Leipzig/Halle hat deutlich gemacht, dass wir es mit 18 

einer neuen Gefahrenqualität zu tun haben. Dort wurde eine mit Sprengstoff präparierte 19 

Drohne im Umfeld militärisch genutzter Infrastruktur gefunden. Zugleich erhöhen neue 20 

digitale Tatmieel, wachsende Datenmengen und Angriffe auf EinsatzkräYe die Anforderungen 21 

an Personal, Ausstaeung, Analysefähigkeit und Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden. 22 

Deshalb braucht das Saarland eine Sicherheitspoli8k, die Präven8on, eine sichtbare 23 

Polizeipräsenz, moderne Ermielungs- und Analysefähigkeiten und eine konsequente 24 

Strafverfolgung miteinander verbindet.  25 

 26 

Unser Anspruch als CDU im Saarland ist klar: mehr sichtbare Polizeipräsenz, moderne 27 

Ermi>lungs- und Analysefähigkeiten, wirksame PrävenEon und eine konsequente 28 

Durchsetzung des Rechts. Mit diesem PosiEonspapier legen wir konkrete Vorschläge für 29 

einen starken Rechtsstaat und ein sicheres Saarland vor. 30 

 31 

 32 

Extremismus, Migra/on und konsequente Rechtsdurchsetzung 33 

 34 

1. Islamis8schen Terrorismus konsequent bekämpfen 35 

 36 

Der islamis8sche Terrorismus zählt weiterhin zu den größten Bedrohungen für die Innere 37 

Sicherheit.  38 

 39 
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Aus aktuellem Anlass nehmen wir diese Form des Extremismus besonders in den Blick, ohne 40 

dabei die Gefahren durch Rechts- und Linksextremismus aus den Augen zu verlieren. Jeder 41 

Extremismus, der unsere freiheitliche demokra8sche Grundordnung bekämpY, Menschen 42 

bedroht oder zu Gewalt aufruY, muss mit der ganzen Entschlossenheit des Rechtsstaats 43 

verfolgt werden. 44 

 45 

Die Anschläge und schweren Gewaleaten in Solingen, Mannheim, Aschaffenburg und Trier 46 

sowie der jüngste Anschlag im Umfeld des CSD in Berlin im Juli 2026 haben unser Land 8ef 47 

erschüeert. Auch wenn Hintergründe und Tatmo8ve im Einzelnen unterschiedlich sind, darf 48 

diese wiederholte Folge schwerster Gewalt nicht länger als bloße Aneinanderreihung 49 

voneinander losgelöster Einzeltaten betrachtet werden. Insbesondere die islamis8sch 50 

mo8vierten Anschläge sind gezielte Angriffe auf unsere offene GesellschaY, auf 51 

Repräsentanten unseres Staates, auf unsere freiheitliche Lebensweise und damit auf unser 52 

Gemeinwesen. 53 

 54 

Der Rechtsstaat muss Gefahren frühzei8g erkennen und alle rechtsstaatlich zulässigen Mieel 55 

ausschöpfen, um Anschläge zu verhindern. Ein leistungsfähiger Verfassungsschutz ist hierfür 56 

unverzichtbar. Deshalb wollen wir den Verfassungsschutz personell und technisch stärken, 57 

seine Analysefähigkeiten – insbesondere im digitalen Raum – ausbauen und den 58 

Informa8onsaustausch mit Polizei, Jus8z sowie den Sicherheitsbehörden des Bundes und der 59 

Länder weiter verbessern. 60 

 61 

Wir unterstützen einen bundesweit einheitlichen Rechtsrahmen für den präven8ven 62 

Gewahrsam islamisEscher Gefährder. Bei der angekündigten Novelle zum Saarländischen 63 

Polizeigesetz sollten wir hier eine Veränderung vornehmen: Derzeit sind im Saarland lediglich 64 

acht Tage präven8ver Gewahrsam möglich, in Bayern aber zwei Monate. Daran sollten wir uns 65 

orien8eren. Zudem sollte bei Gefährdern die elektronische Aufenthaltsüberwachung 66 

(Fußfessel) konsequent zum Einsatz kommen. 67 

 68 

Die genannten Anschläge und schweren Gewaleaten zeigen darüber hinaus, dass Warnsignale 69 

frühzei8g erkannt und bewertet werden müssen. Deshalb wollen wir die Zusammenarbeit 70 

zwischen Gesundheits- und Sicherheitsbehörden verbessern. Ärz8nnen und Ärzte sowie 71 

Psychologinnen und Psychologen müssen bei konkreten Hinweisen auf erhebliche Gefahren 72 

für Leib und Leben rechtssicher Informa8onen an die zuständigen Sicherheitsbehörden 73 

weitergeben können. Wo gesetzlicher Anpassungsbedarf besteht, setzen wir uns für 74 

entsprechende Änderungen des saarländischen Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetzes (PsychKHG) 75 

nach dem Vorbild anderer Bundesländer ein. 76 

 77 

Wer alt genug ist, einen Terroranschlag zu planen oder vergleichbar schwere StraYaten zu 78 

begehen, muss grundsätzlich auch nach Erwachsenenstrafrecht zur Verantwortung gezogen 79 
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werden. Deshalb soll bei Heranwachsenden zwischen 18 und 21 Jahren regelmäßig 80 

Erwachsenenstrafrecht gelten. Darüber hinaus setzen wir uns dafür ein, Doppelstaatlern, die 81 

wegen terroris8scher StraYaten rechtskräYig verurteilt werden oder sich an terroris8schen 82 

Ak8vitäten beteiligen, die deutsche Staatsangehörigkeit zu entziehen. 83 

 84 

Unser Ziel ist ein wehrhaRer und handlungsfähiger Rechtsstaat, der Gefahren frühzeiEg 85 

erkennt, konsequent handelt und die Menschen im Saarland wirksam schützt. 86 

 87 

 88 

2. Oberste Priorität bei Rückführungen für straffällige Ausreisepflich8ge  89 

 90 

Das Saarland steht für eine verantwortungsvolle Willkommenskultur gegenüber Menschen mit 91 

Schutzanspruch und die sich rechtstreu in unsere GesellschaY einbringen. Gleichzei8g gilt: 92 

Integra8on setzt die konsequente Durchsetzung geltenden Rechts voraus. Maßnahmen zur 93 

Durchsetzung der Ausreisepflicht richten sich selbstverständlich nicht gegen integrierte und 94 

rechtstreu lebende Ausländerinnen und Ausländer, sondern gegen Personen ohne 95 

Aufenthaltsrecht. 96 

 97 

Wer kein Aufenthaltsrecht hat und schwere StraYaten begeht, muss unser Land verlassen. 98 

Straffällig gewordene und sicherheitsrelevante vollziehbar ausreisepflich8ge Personen müssen 99 

bei Rückführungen deshalb oberste Priorität haben. Aufenthaltsbeendende Maßnahmen sind 100 

bereits nach erheblichen StraYaten frühzei8g zu prüfen, vorzubereiten sowie konsequent 101 

durchzuführen. 102 

 103 

Hierfür wollen wir nach bayerischem Vorbild eine landesweite Taskforce für straffällig 104 

gewordene vollziehbar ausreisepflichEge Personen einrichten. Sie soll den 105 

Informa8onsaustausch zwischen Ausländerbehörde, Polizei, Jus8z und Bundesbehörden 106 

koordinieren, Rückführungen vorbereiten und bestehende Abschiebehindernisse schneller 107 

besei8gen. Gleichzei8g muss die Ausländerbehörde weiter digitalisiert und der 108 

Datenaustausch verbessert werden. 109 

 110 

Auch der Jus8zvollzug muss frühzei8g in Rückführungsverfahren eingebunden werden. 111 

Aufenthaltsrechtliche Fragen und die Beschaffung von Heimreisedokumenten sollen bereits 112 

während einer Straf- oder UntersuchungshaY vorbereitet werden, damit rechtlich mögliche 113 

Rückführungen unmieelbar nach der HaY erfolgen können. 114 

 115 

Soweit das Aufgreifen ausreisepflich8ger Personen in GemeinschaYsunterkünYen nach der 116 

jüngeren Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts einer richterlichen Entscheidung 117 

bedarf, darf dies nicht dazu führen, dass Ausreisepflich8ge sich dem Zugriff der Polizei 118 
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entziehen oder Abschiebungen scheitern. Dafür müssen die erforderlichen gerichtlichen 119 

Strukturen und ein ständig verfügbarer richterlicher BereitschaYsdienst vorgehalten werden. 120 

 121 

Eine konsequente Rückführungspoli8k braucht zudem belastbare Daten. Deshalb wollen wir 122 

vollziehbar ausreisepflich8ge StraYäter landesweit systema8sch erfassen und Rückführungen 123 

regelmäßig auswerten, um personelle Ressourcen zielgerichtet einzusetzen und poli8sche 124 

Entscheidungen auf einer verlässlichen Datengrundlage zu treffen. 125 

 126 

 127 

3. EU-Außengrenzen schützen 128 

 129 

Vor dem Hintergrund der jüngsten Entwicklungen in Ceuta fordern wir eine entschlossene und 130 

konsequente Sicherung der EU-Außengrenzen. Deren wirksamer Schutz ist eine zentrale 131 

Voraussetzung dafür, dass die Freizügigkeit innerhalb der Europäischen Union dauerhaY 132 

erhalten werden kann. Offene Grenzen im Inneren und die Reisefreiheit im Schengen-Raum 133 

funk8onieren nur, wenn die EU zugleich in der Lage ist, ihre Außengrenzen wirksam zu 134 

kontrollieren und irreguläre Einreisen zu verhindern. Dazu braucht es einen handlungsfähigen 135 

europäischen Grenzschutz, eine weitere Stärkung von Frontex sowie eine verlässliche 136 

Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten.  137 

 138 

 139 

Die Polizei im Saarland stärken 140 

 141 

1. Inves88on in Köpfe ist Inves88on in Sicherheit 142 

 143 

Die von der SPD-Landesregierung ini8ierte Potenzialanalyse hat ihre Ziele verfehlt. Weder ist 144 

eine spürbare Entlastung der PolizeibeschäYigten eingetreten, noch konnten die strukturellen 145 

Herausforderungen im gewünschten Umfang gelöst werden. Viele Polizeibeam8nnen und 146 

Polizeibeamte erleben weiterhin eine hohe Arbeitsbelastung, langwierige Verwaltungsabläufe 147 

sowie unklare Zuständigkeiten. Hinzu kommt, dass die von der Landesregierung angekündigte 148 

Evalua8on der Potenzialanalyse bis heute trotz mehrfacher parlamentarischer Nachfragen 149 

nicht vorgelegt wurde. Damit fehlt eine belastbare Grundlage, um den tatsächlichen Erfolg der 150 

Reform objek8v bewerten und notwendige Schlussfolgerungen ziehen zu können. Stae einer 151 

konsequenten Aufgaben- und Organisa8onskri8k ist vielfach der Eindruck entstanden, dass bei 152 

den Umstrukturierungen personalpoli8sche Erwägungen stärker im Vordergrund standen als 153 

eine konsequente Ausrichtung auf die tatsächlichen Anforderungen des Polizeivollzugs. 154 

 155 

Für die Bürgerinnen und Bürger ist entscheidend, dass PolizisEnnen und Polizisten dort 156 

eingesetzt werden, wo sie gebraucht werden: sichtbar auf der Straße, schnell im Einsatz und 157 



 

 5 

erfolgreich in der Bekämpfung von Kriminalität. Weniger BürokraEe innerhalb der 158 

OrganisaEon bedeutet mehr Polizeipräsenz, schnellere Ermi>lungen und mehr Sicherheit 159 

nach außen. 160 

 161 

Für uns steht die tatsächliche Personalstärke im Fokus – nicht die Zahl der Planstellen. 162 

Studienabbrüche, Ruhestandseintriee, Kündigungen und andere Personalabgänge müssen 163 

realis8sch berücksich8gt werden. Entscheidend ist, wie viele Polizeivollzugsbeam8nnen und 164 

Polizeivollzugsbeamte am Ende tatsächlich für die Sicherheit der Menschen im Saarland im 165 

Einsatz stehen. 166 

 167 

Die Regierung Rehlinger hat ihr zentrales Versprechen gebrochen: Im Landtagswahlkampf 168 

2022 kündigte Anke Rehlinger an, 150 Polizeianwärterinnen und Polizeianwärter pro Jahr 169 

einzustellen, um die bevorstehenden Ruhestandsabgänge auszugleichen und den 170 

Personalkörper nachhal8g zu stärken. Dieses Versprechen hat sie in keinem einzigen Jahr 171 

bislang eingelöst.  172 

 173 

Mit einem verbindlichen Fünf-Jahres-Plan werden wir als CDU die saarländische Polizei 174 

personell nachhalEg stärken. Unser Ziel ist es, den Personalbestand dauerhaY zu erhöhen, die 175 

Einsatzfähigkeit zu sichern und die Polizeipräsenz in der Fläche und in den Fachdienststellen 176 

spürbar auszubauen. Dafür werden wir die Personalgewinnung, Ausbildung und 177 

Personalbindung konsequent stärken. Nach Ablauf der fünf Jahre wird so die saarländische 178 

Polizei über mehr Köpfe verfügen als davor. 179 

 180 

Dazu wollen wir auch die bereits bewährten Assistenzsysteme innerhalb der saarländischen 181 

Polizei konsequent weiterentwickeln und ausbauen. Hierzu gehören insbesondere der 182 

polizeiliche Ordnungsdienst, die Ermielungsassistenz sowie weitere spezialisierte 183 

Unterstützungsfunk8onen. Hierfür müssen mehr Stellen für Arbeitnehmerinnen und 184 

Arbeitnehmer im Haushalt bereitgestellt werden. Eine Verortung der TarioeschäYigten auf 185 

dem Stellenplan der Polizeivollzugsbeamten führt im Ergebnis dazu, dass weniger Polizis8nnen 186 

und Polizisten eingestellt werden können. Darüber hinaus werden wir nach Abschluss einer 187 

umfassenden Aufgabenanalyse ergebnisoffen prüfen, ob der mi>lere Polizeivollzugsdienst im 188 

Saarland künYig wieder gezielt eingesetzt werden sollte, insbesondere bei den derzei8gen 189 

Assistenzsystemen. 10 der 16 Bundesländer sowie die Bundespolizei bilden weiterhin im 190 

mieleren Dienst aus. Für uns ist dabei klar: Der Polizeivollzug bleibt auch künYig vom 191 

gehobenen Polizeivollzugsdienst geprägt. Der mielere Dienst soll ausschließlich dort 192 

eingesetzt werden, wo dies nach einer fundierten Aufgabenanalyse organisatorisch sinnvoll 193 

ist. Gleichzei8g müssen Assistenzsysteme und ein möglicher Einsatz des mieleren 194 

Polizeivollzugsdienstes mit aerak8ven Entwicklungs- und Aufs8egsmöglichkeiten verbunden 195 

werden. Wer Verantwortung übernimmt und sich fachlich weiterqualifiziert, muss auch künYig 196 

realis8sche Perspek8ven für seine berufliche Entwicklung innerhalb der saarländischen Polizei 197 
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haben. Ziel ist keine Absenkung der Qualitätsstandards, sondern eine moderne, 198 

leistungsfähige und aufgabenorien8erte Personalstruktur. 199 

 200 

Mit einer konsequenten Aufgabenkri8k, einer intelligenten Personalsteuerung und dem 201 

Ausbau bewährter Unterstützungssysteme wollen wir die Einsatzfähigkeit der saarländischen 202 

Polizei nachhal8g stärken. Wir wollen Polizeivollzugsbeam8nnen und Polizeivollzugsbeamte 203 

von polizeifremden Aufgaben entlasten, zusätzliche Bewerbergruppen erschließen, 204 

vorhandene Fachkompetenzen gezielt nutzen und aerak8ve Entwicklungsperspek8ven für alle 205 

BeschäYigtengruppen schaffen. So sorgen wir dafür, dass mehr Polizeiarbeit dort ankommt, 206 

wo sie gebraucht wird – bei den Menschen im Saarland. 207 

 208 

Zur besseren Nachwuchsgewinnung sollte zudem geprüY werden, ob wie in Rheinland-Pfalz 209 

ein zweiter Einstellungstermin im Jahr bei der Landespolizei eingeführt werden kann. Dadurch 210 

könnten Bewerbungszyklen flexibler gestaltet, Wartezeiten verkürzt und zusätzliche 211 

Bewerberinnen und Bewerber für den Polizeivollzugsdienst gewonnen werden. 212 

 213 

 214 

2. Ausbildung, Digitalkompetenz und Einsatztraining weiterentwickeln 215 

 216 

Die Fachoberschule (FOS) Polizei ist ein rich8ger Ansatz, muss aber weiterentwickelt werden. 217 

Entscheidend ist nicht die Zahl der Bewerbungen oder Schulklassen, sondern wie viele 218 

Absolven8nnen und Absolventen tatsächlich in den Polizeivollzugsdienst übernommen 219 

werden. Dazu brauchen wir eine Evalua8on der FOS-Polizei, ein gezieltes Nachsteuern sowie 220 

transparente Übergangsquoten. 221 

 222 

Alle Polizeivollzugsbeam8nnen und -beamten im Saarland müssen mindestens einmal jährlich 223 

am Erhaltungsschießen teilnehmen können. Die hierfür notwendige Sanierung der 224 

Raumschießanlage (RSA) Saarbrücken muss zügig abgeschlossen und die 225 

Ausbildungskapazitäten – etwa durch eine zusätzliche RSA in Göeelborn – erweitert werden. 226 

Opera8ve EinsatzkräYe benö8gen darüber hinaus regelmäßige, realitätsnahe Schießtrainings 227 

sowie ausreichend qualifizierte Schießtrainerinnen und Schießtrainer. 228 

 229 

Auch das Einsatz- und Verhaltenstraining muss ausgebaut werden. Neben dem Einsatz- und 230 

Trainingszentrum in Göeelborn sollen zusätzliche dezentrale Trainingsangebote geschaffen 231 

und ausreichend Trainerinnen und Trainer ausgebildet werden. Regelmäßiges, praxisnahes 232 

Training stärkt die Handlungssicherheit und den Eigenschutz der EinsatzkräYe. 233 

 234 

Für alle Polizeivollzugsbeam8nnen und -beamten im opera8ven Dienst müssen 235 

Schießausbildung sowie Einsatz- und Verhaltenstraining (EVT) mindestens einmal jährlich 236 

verpflichtend stasinden. Wer eine Dienstwaffe führt und unmieelbaren Zwang anwenden 237 
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kann, muss seine Schießfer8gkeit, sein tak8sches Verhalten, seine Eigensicherung sowie den 238 

rechtssicheren Umgang mit polizeilichen Maßnahmen regelmäßig nachweisen. 239 

 240 

Die Aus- und Fortbildung muss zudem digitale Ermielungsarbeit, Cyberkriminalität, den 241 

rechtssicheren Einsatz von KI-gestützten Analysewerkzeugen sowie den Umgang mit digitalen 242 

Massendaten verbindlich abbilden. Moderne Technik entaltet ihren Nutzen nur, wenn die 243 

BeschäYigten sie sicher, effizient und rechtskonform einsetzen können. 244 

 245 

 246 

3. Den Polizeiberuf aerak8ver machen  247 

 248 

Die Zahl der Wegbewerbungen, Kündigungen und Langzeiterkrankungen in der saarländischen 249 

Polizei steigt. Dem müssen wir entschlossen entgegenwirken, um die Belastung der 250 

BeschäYigten zu verringern und erfahrene FachkräYe im Polizeidienst zu halten. 251 

 252 

Auch die Stellen der TarioeschäYigten müssen neu bewertet und aerak8ve Entwicklungs- und 253 

Aufs8egsperspek8ven geschaffen werden. Nur mit einer weebewerbsfähigen Vergütung und 254 

guten Qualifizierungsangeboten können wir qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter – 255 

etwa als Ermielungsassisten8nnen und -assistenten oder im Polizeilichen Ordnungsdienst – 256 

dauerhaY gewinnen und binden. 257 

 258 

Außerdem treten wir dafür ein, dass diejenigen, die tagtäglich besonderen Gefahren 259 

ausgesetzt sind, auch besondere Anerkennung erfahren. Die Erhöhung der Polizeizulage 260 

(aktuell: 135,14 Euro) kurzfris8g auf das Niveau von Rheinland-Pfalz (180 Euro) ist ein 261 

erforderlicher Schrie, die Aerak8vität des Berufs zu stärken und den gesteigerten 262 

Anforderungen Rechnung zu tragen. Eine funk8onsfähige Polizei braucht konkurrenzfähige 263 

Rahmenbedingungen, gerade in Zeiten eines enger werdenden Arbeitsmarktes. Sollte 264 

Rheinland-Pfalz weitere Anhebungen vornehmen, wie im Koali8onsvertrag angekündigt, sind 265 

diese für das Saarland zeitnah nachzuziehen. Gleiches gilt auch für die sogenannte 266 

Gieerzulage.  267 

 268 

Eine weitere Anpassung der Zulage für den „Dienst zu ungünsEgen Zeiten“ (DuZ) sowie die 269 

gezielte Stärkung des Ansatzes „Erfahrung länger im Dienst halten“ sind zu prüfen. Beamten, 270 

die sich bereit erklären, ihren Ruhestand hinauszuschieben, könnte beispielsweise ein Bonus 271 

von 10 % auf das ak8ve Gehalt gezahlt werden. So kann wertvolles Erfahrungswissen länger in 272 

der Polizei gehalten und gezielt an jüngere Kolleginnen und Kollegen weitergegeben werden. 273 

Eine WeiterbeschäYigung kommt jedoch nur nach einer sorgfäl8gen Prüfung der fachlichen, 274 

persönlichen und gesundheitlichen Eignung in Betracht. Darüber hinaus ist zu prüfen, ob für 275 

PolizeivollzugsbeamEnnen und -beamte des höheren Dienstes eine von den übrigen 276 

Lauoahnen abweichende besondere Altersgrenze eingeführt werden kann. Gerade in 277 
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Führungs-, Stabs- und strategischen Verwendungen steht weniger die körperliche Belastung 278 

des Einsatzdienstes als vielmehr langjährige Führungs-, Einsatz- und Organisa8onserfahrung 279 

im Vordergrund. Ziel sollte es sein, dieses Erfahrungswissen länger für die Führung, Ausbildung 280 

und Weiterentwicklung der saarländischen Polizei nutzbar zu machen, ohne die besonderen 281 

Belastungen des opera8ven Polizeivollzugsdienstes aus dem Blick zu verlieren. Dabei sollten 282 

auch die Regelungen anderer Bundesländer in die Prüfung einbezogen werden. 283 

 284 

Die hohe Zahl aufgelaufener Überstunden zeigt, mit welchem Engagement die 285 

Polizeibeam8nnen und Polizeibeamten im Saarland täglich ihren Dienst leisten. Überstunden 286 

dürfen nicht zum Dauerzustand werden. Wo sie aufgrund besonderer Einsatzlagen oder 287 

personeller Engpässe dennoch unvermeidbar sind, müssen sie zeitnah durch Freizeit 288 

ausgeglichen oder auf Wunsch der BeschäYigten angemessen vergütet werden. Die CDU setzt 289 

sich deshalb für eine Anpassung der Mehrarbeitsvergütungsverordnung ein. Ziel ist eine 290 

zeitgemäße und aerak8ve Vergütung von Mehrarbeit, die den tatsächlichen Belastungen des 291 

Polizeidienstes gerecht wird. 292 

 293 

 294 

4. Ausstaeung und Analyse weiter verbessern 295 

 296 

Die Herausforderungen der Gegenwart lassen sich nicht nur mit Werkzeugen der 297 

Vergangenheit bewäl8gen. Deshalb setzen wir die Modernisierungsoffensive der Polizei im 298 

technischen Bereich sowie bei der persönlichen Schutzausstaeung konsequent fort.  299 

 300 

Besondere Priorität besitzt die Fähigkeit zur DrohnendetekEon und -abwehr. Drohnen werden 301 

zunehmend für kriminelle oder sicherheitsrelevante Zwecke missbraucht, sei es zur 302 

Ausspähung, zur Störung von Einsatzlagen oder in extremis8schen bis hin zu 303 

staatsterroris8schen Szenarien. Auf diese Entwicklung ist Deutschland bislang nicht 304 

ausreichend vorbereitet. Notwendig ist deshalb eine deutlich bessere Abs8mmung zwischen 305 

Polizei, Verfassungsschutz, Bundeswehr, Bundespolizei und den weiteren zuständigen Stellen 306 

wie den Betreibern kri8scher Infrastrukturen. Gerade bei Drohnen verschwimmen die 307 

Zuständigkeiten häufig zwischen Landes- und Bundesebene. Sicherheit entsteht aber nicht 308 

durch Kompetenzdebaeen, sondern durch klare Befugnisse, moderne Technik und ein 309 

funk8onierendes Zusammenspiel aller Sicherheitsbehörden. Außerdem brauchen wir eine 310 

klare landesgesetzliche Grundlage für den Einsatz von Drohnendetek8ons- und 311 

Drohnenabwehrmaßnahmen durch die saarländische Polizei. 312 

 313 

Nur technologisch gut ausgestaeete Auswerte- und Forensikbereiche stellen sicher, dass große 314 

Datenmengen nicht zum Hindernis, sondern zum Schlüssel erfolgreicher Strafverfolgung 315 

werden. Daher setzen wir auf den Einsatz modernster Analyseplasormen. Dabei legen wir 316 

Wert darauf, dass wir durch den Einsatz europäischer Lösungen – wie beispielsweise durch die 317 
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Nutzung der europäischen KI-Plasorm ChapsVision durch das Bundesamt für 318 

Verfassungsschutz – unsere digitale Souveränität sichern und die Rechte unserer Bürgerinnen 319 

und Bürger vor Missbrauch schützen zu können.  320 

 321 

Wir fordern zudem eine zweckgebundene Budge8erung für die kon8nuierliche Ausweitung 322 

und Aktualisierung von SoYwarelizenzen sowie der notwendigen Hardware. Dort, wo das 323 

Programm P20 noch keine bundesweit einheitlichen Lösungen – etwa bei der Auswertung 324 

digitaler Massendaten oder der Analyse von Mobiltelefonen und Datenträgern – bereitstellt, 325 

muss das Saarland eigenständig handlungsfähig bleiben. 326 

 327 

Dabei sind deutsche und europäische SoRwarelösungen grundsätzlich zu bevorzugen. 328 

 329 

Mit zusätzlichen Mieeln für die Erprobung von Tablets in Funkstreifenwagen eröffnen wir 330 

einen zentralen Schrie zur mobilen Vorgangsbearbeitung. Dadurch wird die Polizei schneller, 331 

präziser und effizienter – ein Gewinn an Sicherheit und ein spürbarer Beitrag zur Entlastung 332 

der EinsatzkräYe.  333 

 334 

 335 

5. Polizeiliche Kriminalpräven8on 336 

 337 

Wir wollen die polizeiliche Kriminalpräven8on nach hessischem Vorbild ausdrücklich im 338 

Saarländischen Polizeigesetz verankern und als Querschniesaufgabe stärken. Das 339 

ehrenamtliche Engagement der Seniorensicherheitsberaterinnen und -berater werden wir 340 

weiter unterstützen. 341 

 342 

Videoüberwachung an Kriminalitätsschwerpunkten wollen wir gemeinsam mit den 343 

Kommunen weiterentwickeln. Wir wollen prüfen, ob an besonders gefährdeten Orten und bei 344 

konkreten besonderen Gefahrenlagen künYig auch der Einsatz biometrischer 345 

Gesichtserkennung in Echtzeit zur schnelleren Iden8fizierung rechtssicher ermöglicht werden 346 

kann. Messerverbotszonen und Videoüberwachung sollen bei Bedarf auf weitere geeignete 347 

Standorte ausgeweitet werden. Um schwerste Fälle häuslicher Gewalt zu verhindern, wurde 348 

2025 auf Ini8a8ve der CDU-Landtagsfrak8on die elektronische Fußfessel nach spanischem 349 

Modell im Saarland eingeführt. Der Einsatz ist zu evaluieren und ggf. weiterzuentwickeln. Das 350 

Pilotprojekt „High Risk Management“ bei der Polizeiinspek8on Neunkirchen ist landesweit 351 

auszurollen und zu evaluieren. 352 

 353 

 354 

  355 
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6. Koopera8onen stärken – gemeinsam agieren 356 

 357 

Als Teil der gemeinsamen Sicherheitsarchitektur von Land und Kommunen leisten die 358 

Kommunalen Ordnungsdienste (KOD) einen wich8gen Beitrag zur Gefahrenabwehr. Wir 359 

wollen den KOD durch bessere personelle Ausstaeung, einheitliche Ausbildungsstandards, 360 

moderne Ausrüstung und eine engere Zusammenarbeit mit der Vollzugspolizei stärken. Zudem 361 

prüfen wir, ob das Saarländische Polizeigesetz (SPolG) insbesondere bei Eigensicherung und 362 

Verkehrsüberwachung erweiterte Befugnisse ermöglichen sollte. 363 

Außerdem wollen wir prüfen, in welchen klar abgegrenzten Bereichen private 364 

Sicherheitsunternehmen staatliche Sicherheitsakteure stärker unterstützen können. Wo dies 365 

rechtssicher und wirtschaYlich sinnvoll ist, können sie Polizei und andere Sicherheitsbehörden 366 

entlasten und Freiräume für deren Kernaufgaben schaffen. 367 

 368 

 369 

7. Gewalt gegen EinsatzkräYe entschieden bekämpfen 370 

 371 

Gewalt gegen Polizeibeam8nnen und Polizeibeamte sowie gegen weitere EinsatzkräYe ist ein 372 

Angriff auf unseren Rechtsstaat. Im Saarland wurden 2025 insgesamt 489 Fälle von Widerstand 373 

und tätlichen Angriffen auf Vollstreckungsbeam8nnen und -beamte registriert. Zugleich 374 

wurden bundesweit rund 44.000 Fälle erfasst. 375 

 376 

Diese Entwicklung ist nicht hinnehmbar. Wer EinsatzkräYe angreiY, greiY diejenigen an, die 377 

täglich für Sicherheit und Ordnung sorgen. Deshalb müssen Angriffe auf Polizei, Feuerwehr 378 

und ReeungskräYe konsequent verfolgt und in beschleunigten Verfahren abgeurteilt werden. 379 

Gleichzei8g brauchen unsere EinsatzkräYe eine moderne Ausstaeung, wirksame 380 

Schutzkonzepte und regelmäßige Einsatz- und Deeskala8onstrainings, um ihre Sicherheit im 381 

Dienst nachhal8g zu stärken. 382 

 383 

 384 

 385 

Ein funkEonierender Staat schützt seine Bürgerinnen und Bürger. Sicherheit ist die 386 

Voraussetzung dafür, dass Freiheit, DemokraEe und gesellschaRlicher Zusammenhalt gelebt 387 

werden können. 388 

 389 

Deshalb wollen wir Polizei und Sicherheitsbehörden stärken, ihre Aussta>ung 390 

modernisieren, PrävenEon und Zusammenarbeit verbessern und dafür sorgen, dass 391 

geltendes Recht konsequent durchgesetzt wird. 392 

 393 

Für einen handlungsfähigen Rechtsstaat. Für ein sicheres Saarland. 394 


